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Einordnung  

Der Gesetzesentwurf sieht vor, wesentliche, im Rahmen der am 25. März 2020 durch den Deut-

schen Bundestag festgestellten und zuletzt durch Beschluss vom 25. August 2021 als fortbeste-

hend erklärten epidemischen Lage von nationaler Tragweite getroffene Regelungen zur Pande-

miebekämpfung zu ersetzen, sofern der Bundestag entsprechend § 5 Abs. 1 S. 3 IfSG keinen 

Beschluss über die Feststellung einer epidemischen Lage nationaler Tragweite über den 25. No-

vember 2021 hinaus trifft. Da zahlreiche Regelungen zum Ergreifen von Schutzmaßnahmen zur 

Pandemiebekämpfung an diese Feststellung geknüpft sind, wird nach Auslaufen der Feststellung 

eine neue gesetzliche Grundlage zur effektiven Pandemiebekämpfung erforderlich. 

Dementsprechend soll ein bundesweit einheitlich anwendbarer Katalog möglicher Schutzmaß-

nahmen in § 28a Abs. 7 S. 1 IfSG eingefügt werden, um je nach Entwicklung der aktuellen Lage 

erforderliche Schutzmaßnahmen zu ergreifen und absehbar notwendige, der aktuellen Lage ent-

sprechende Anpassungen zukünftig im regulären parlamentarischen Verfahren zu ermöglichen. 

Vor dem Hintergrund der weiterhin auf einem unzureichend niedrigen Niveau verharrenden Impf-

quoten innerhalb der einzelnen Bundesländer und der besonderen Notwendigkeit, insbesondere 

Kinder und vulnerable Gruppen vor Infektionen und möglichen schweren Krankheitsverläufen zu 

schützen, sind unabhängig vom Sonderrecht der epidemischen Lage von nationaler Tragweite 

Rechtsgrundlagen für die Infektionsprävention erforderlich. Daher soll die in § 28a Abs. 7 enthal-

tene Grundlage für länderspezifische Anschlussregelungen, die bisher an eine Entscheidung durch 

die Landesparlamente gebunden ist, in eine auf schnellere Reaktionsmöglichkeiten ausgerichtete 

Form übertragen werden.  

Angesichts einer nicht hinreichend klaren strafrechtlichen Erfassung einzelner strafwürdiger Ver-

haltensweisen im Zusammenhang mit Gesundheitszeugnissen sowie nicht zeitgemäßer Vorschrif-

ten bezüglich der Sanktionierung von Straftatbeständen im Zusammenhang mit Urkundenfäl-

schungen, insbesondere hinsichtlich der Fälschung, des Ausstellens und des Gebrauchs von un-

richtigen Gesundheitszeugnissen zielt der Gesetzesentwurf zudem auf eine Aktualisierung der re-

levanten Vorschriften, um insbesondere in der vorherrschenden Pandemiesituation den von un-

richtigen Gesundheitszeugnissen ausgehenden Gefährdungen begegnen zu können.  

Aus Sicht der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di stellt der Gesetzesentwurf eine folge-

richtige Entschließung dar, sofern ein mögliches Auslaufen der festgestellten epidemischen Lage 

von nationaler Tragweite zum 25. November 2021 festgestellt wird. Zur Gewährleistung einer 

rechtssicheren Anwendung bestehender Vorschriften zur Pandemiebekämpfung sowie angesichts 

der Notwendigkeit, mit angepassten Maßnahmen auf ein weiterhin dynamisches pandemisches 

Infektionsgeschehen reagieren zu können, ist dann eine von der epidemischen Lage gelöste, neue 

Rechtsgrundlage erforderlich. Diesem Erfordernis entspricht der Gesetzesentwurf. ver.di begrüßt 
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diese Entsprechung. Gleichzeitig kritisiert ver.di grundsätzlich, dass es angesichts der dynamischen 

Entwicklung der Inzidenzen und der damit verbundenen, massiven Herausforderungen bei der 

Bewältigung der Pandemie und der von ihr ausgehenden Belastungen jetzt ein falscher Schritt 

wäre, eine bundesweite Beendigung der epidemischen Lage nationaler Tragweite einzuleiten.   

  

Zu den Regelungen im Einzelnen 

Artikel 1 – Änderung des Infektionsschutzgesetzes 

§ 28a Abs. 7 soll dahingehend geändert werden, dass unabhängig von einer festgestellten epide-

mischen Lage von nationaler Tragweite (ELNT) bis zum Ablauf des 19. März 2022 eine Reihe not-

wendiger Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 zur Verfügung 

stehen. Zu diesen Maßnahmen gehört die Anordnung eines Abstandsgebots im öffentlichen 

Raum, die Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung, die Verpflichtung zur Vor-

lage von Impf- Genesenen- oder Testnachweisen sowie die an die Vorlage dieser Nachweise ge-

knüpfte Möglichkeit zum Erlass von Beschränkungen, die Verpflichtung zur Erstellung und An-

wendung von Hygienekonzepten, die Erteilung von Auflagen für die Fortführung des Betriebs von 

Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne von Hochschulen, außerschulischen Einrichtungen der Er-

wachsenenbildung oder ähnlicher Einrichtungen sowie die Anordnung der Verarbeitung der Kon-

taktdaten von Kunden, Gästen oder Veranstaltungsteilnehmern. Individuelle Schutzmaßnahmen 

sowie die Schließung von Gemeinschaftseinrichtungen sollen unberührt bleiben.  

Aus Sicht von ver.di ist die Begründung der Durchführbarkeit der angeführten Maßnahmen richtig 

und zu begrüßen. Durch das Herauslösen der genannten Maßnahmen aus der erforderlichen Fest-

stellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite ergibt sich die Möglichkeit, erforderli-

che Schutzmaßnahmen auch nach dem Auslaufen der ELNT fortzuführen in Verbindung mit der 

Notwendigkeit, den eröffneten Schutzmaßnahmenkatalog in seiner Anwendung neu zu befristen. 

Diesen Erfordernissen wird der Gesetzesentwurf durch Verankerung des Maßnahmenkatalogs 

und Festschreibung des Ablaufs des 19. März 2022 gerecht. Gleichzeitig ist der Maßnahmenka-

talog angesichts des dynamischen Infektionsgeschehens potentiell nicht ausreichend, um auf Bun-

des- oder Landesebene erforderliche Maßnahmen zur Reduzierung der Inzidenzen zu erreichen. 

Aus diesem Grund wird der Gesetzgeber aufgefordert, die Inhalte des Maßnahmenkatalogs nicht 

abschließend zu definieren und bei Bedarf eine zeitnahe Weiterentwicklung zu ermöglichen.  

§ 36 Abs. 3 IfSG soll dahingehend geändert werden, dass eine Verlängerung der Regelung zur 

Verarbeitung von personenbezogenen Daten der Beschäftigten über ihren Impf- oder Serostatus 

durch den jeweiligen Arbeitgeber umgesetzt wird.   
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ver.di erachtet es als essentiell, dass datenschutzrechtliche Grundsätze und Schutzbestimmungen-

eingehalten werden, wenn die Fortführung dieses weitreichenden Eingriffs in die Persönlichkeits-

rechte und Datenhoheit der Beschäftigten umgesetzt werden soll. Dem ist beizukommen, indem 

eine gesetzliche Verpflichtung zur Löschung der Daten des § 36 unmittelbar nach Ablauf des 

Regelungszeitraums vorgesehen wird. Hierfür ist eine Nachweispflichtigkeit vorzusehen sowie das 

Recht der Beschäftigten, jederzeit auf Anfrage in eine Übersicht über die von ihnen erhobenen 

und gespeicherten Impf- und Serostatusdaten Einsicht zu nehmen. Eine Speicherung der Daten 

über den Verwendungszeitraum hinaus sowie eine Verarbeitung zu anderen Zwecken als jener 

der durch § 36 IfSG festgelegten ist auszuschließen.    

 

Artikel 2 – Änderung des Strafgesetzbuches 

§ 275 Abs. 1a (neu) soll beinhalten, dass die Herstellung eines unrichtigen Impfausweises durch 

Dokumentation einer nicht durchgeführten Schutzimpfung oder die Inverkehrbringung eines sol-

chen Dokumentes mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe bestraft wird. § 277 soll 

die Täuschung im Rechtsverkehr durch nicht zulässige Zeugnisausstellung mit Freiheitsstrafe bis 

zu einem Jahr oder Geldstrafe bestrafen; § 278 kann diese Strafe auf zwei Jahre ausweiten, sofern 

die ausstellende Person als Arzt oder andere approbierte Medizinalperson ausgeführt wurde. § 

279 soll den Gebrauch unrichtiger Gesundheitszeugnisse mit einem Jahr Freiheitsstrafe oder mit 

Geldstrafe bestrafen.  

ver.di begrüßt es grundsätzlich, dass eine Aktualisierung der Bestimmungen zur Strafbarkeit von 

Impfnachweisfälschungen vor dem Hintergrund bekannt gewordener Fälle solcher Natur und der 

damit einhergehenden Gefährdung eines flächendeckenden und bevölkerungsweiten Impfschut-

zes der Bürger*innen umgesetzt wird. Aus Sicht von ver.di ist es unabhängig von der erforderli-

chen Aktualisierung der aufgeführten Straftatbestände im Zusammenhang mit Gesundheitsnach-

weisen erforderlich, dass der Gesetzgeber alle erforderlichen Maßnahmen ergreift, um allen Bür-

ger*innen über den Nutzen von Impfungen zu informieren, über Nebenwirkungen aufzuklären 

und die Sinnhaftigkeit flächendeckend durchgeführter Impfmaßnahmen zur Pandemiebekämp-

fung leicht verständlich und wissenschaftlich gesichert zu vermitteln. Dort, wo gute Aufklärungs-

arbeit und Informationsangebote bestehen, kann der Anreiz zur Umsetzung strafbewehrter Um-

gehungstatbestände potentiell sinken. Sowohl mit Blick auf eine aufsuchende Aufklärung über 

die Wirkung von Impfungen als auch eine einheitliche, abgestimmte und dauerhaft vorgetragene 

Kommunikation zur Notwendigkeit von Impfmaßnahmen hat der Gesetzgeber in der Vergangen-

heit zu spät oder uneinheitlich reagiert und es zum Teil Ländern und Kommunen überlassen, das 



    Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft – ver.di 

5 

 

Erforderliche umzusetzen. Für eine erfolgreiche Verhinderung der oben aufgeführten Straftatbe-

stände ist dementsprechend auch eine Verstärkung bundesweit einheitlicher Anstrengungen zur 

Aufklärung und Bewerbung von Impfangeboten unerlässlich.  

 

 

Artikel 3 – Änderungen des Zweiten Sozialgesetzbuches 

§ 67 wird dahingehend geändert, dass das vereinfachte Verfahren für den Zugang zu sozialer 

Sicherung aus Anlass der COVID-19- Pandemie bis zum 31. März 2022 verlängert wird. Die Bun-

desregierung soll ermächtigt werden, den genannten Zeitraum durch Rechtsverordnung ohne Zu-

stimmung des Bundesrates längstens bis zum 31. Dezember 2022 zu verlängern. 

ver.di begrüßt die Verlängerung des vereinfachten Verfahrens. Die vollständige Übernahme der 

tatsächlichen Wohnkosten ohne Prüfung der Angemessenheit sowie die Nicht-Berücksichtigung 

von Vermögen unterhalb der Erheblichkeitsgrenze in den Rechtskreisen der Grundsicherungsbe-

ziehenden bei Arbeitssuche sowie der Grundsicherungsbeziehenden im Alter und bei Erwerbs-

minderung bzw. Sozialhilfe stellen erforderliche Instrumente dar, um angesichts der durch die 

Pandemie verursachten sozialen und ökonomischen Belastungen von Betroffenen eine Verschär-

fung ihrer jeweiligen Situation zu vermeiden. Es erschließt sich allerdings nicht, weshalb eine Be-

grenzung der Verlängerungsmöglichkeit längstens bis zum 31. Dezember 2022 festgeschrieben 

werden soll, da die für die Erforderlichkeit der Vereinfachung des Verfahrens ausschlaggebenden 

Gründe im Sinne der COVID-19-Pandemie auch darüber hinaus Bestand haben können. ver.di 

fordert den Gesetzgeber auf, von einer Höchstbegrenzung („längstens“) abzusehen und das An-

wendung des vereinfachten Verfahrens mindestens bis zum 31. Dezember 2022 vorzusehen.  

 

Artikel 4 – Änderung des Dritten Gesetzbuches 

§ 421d Absatz 3 Satz I soll dahingehend geändert werden, dass im Falle der Erkrankung eigener 

Kinder auch für das Kalenderjahr 2022 der Anspruch auf Leistungsfortzahlung für jedes Kind 

längstens für 30 Tage, bei alleinerziehenden Arbeitslosen längstens für 60 Tage festgeschrieben 

wird. Arbeitslosengeld soll für nicht mehr als 65 Tage, für alleinerziehende Arbeitslose für nicht 

mehr als 130 Tage fortgezahlt werden. 

Es handelt ich um eine Folgeänderung zur Änderung des § 45 SGB V. ver.di begrüßt im Grundsatz 

die Ausweitung der Dauer des Krankengeldes bei Erkrankung eines Kindes. Die im Verlauf der 
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Jahre 2020 und 2021 aufgetretenen Ausbreitungswellen der Corona-Pandemie samt ihrer Aus-

wirkungen auf den Schul- und Betreuungsbetrieb in Kindertageseinrichtungen sowie die präsente 

Gefahr einer Erkrankung von Kindern lassen die Befristung der Ausweitung auf 30 Tage jedoch 

nicht ausreichend erscheinen. Pandemieverläufe, die hohe Ansteckungsgefahren für Kinder ber-

gen oder mehrfache zeitweise Schließungen von Schul- und Betreuungseinrichtungen erforderlich 

machen, sind durch eine 30- bzw. 60- tägige Befristung womöglich nicht adäquat zu bewältigen. 

Die Ausweitung der Inanspruchnahmemöglichkeit von Kinderkrankengeld ist deshalb an den tat-

sächlichen Bedarfen der Eltern und Kinder zu orientieren und im geprüften Bedarfsfall auszuwei-

ten. Da sowohl im Falle einer Erkrankung von Kindern ein ärztliches Attest als auch im Falle einer 

Schließung von Schulen oder Betreuungseinrichtungen ein entsprechender offizieller Nachweis 

ausgestellt werden kann, längere Bezugsmöglichkeit des Kinderkrankengeldes sachlich zu recht-

fertigen. Für durch diese Ausweitungen entstehende etwaige Mehrkosten ist eine vollständige 

Refinanzierung durch einen Bundeszuschuss an den leistenden Sozialversicherungsträger vorzu-

sehen. 

 

Artikel 5 – Änderungen des Fünften Gesetzbuches 

§ 45 Absatz 2 soll durch Abs. 2a und 2b dahingehend ergänzt werden, dass der Anspruch auf 

Krankengeld im Jahr 2022 für jedes Kind längstens für 310 Arbeitstage besteht, für alleinerzie-

hende Versicherte längstens für 60 Arbeitstage. Insgesamt sind so nicht mehr als 65 Arbeitstage 

bzw. 130 Arbeitstage vorzusehen. Dies gilt auch, wenn Einrichtungen zur Betreuung von Kindern, 

Schulen oder Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen vorübergehend geschlossen wer-

den.   

ver.di begrüßt im Grundsatz die Ausweitung der Dauer des Krankengeldes bei Erkrankung eines 

Kindes. Die im Verlauf der Jahre 2020 und 2021 aufgetretenen Ausbreitungswellen der Corona-

Pandemie samt ihrer Auswirkungen auf den Schul- und Betreuungsbetrieb in Kindertageseinrich-

tungen sowie die präsente Gefahr einer Erkrankung von Kindern lassen die Befristung der Aus-

weitung auf 30 Tage jedoch nicht ausreichend erscheinen. Pandemieverläufe, die hohe Anste-

ckungsgefahren für Kinder bergen oder mehrfache zeitweise Schließungen von Schul- und Be-

treuungseinrichtungen erforderlich machen, sind durch eine 30- bzw. 60- tägige Befristung wo-

möglich nicht adäquat zu bewältigen. Die Ausweitung der Inanspruchnahmemöglichkeit von Kin-

derkrankengeld ist deshalb an den tatsächlichen Bedarfen der Eltern und Kinder zu orientieren 

und im geprüften Bedarfsfall auszuweiten. Da sowohl im Falle einer Erkrankung von Kindern ein 

ärztliches Attest als auch im Falle einer Schließung von Schulen oder Betreuungseinrichtungen ein 
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entsprechender offizieller Nachweis ausgestellt werden kann, längere Bezugsmöglichkeit des Kin-

derkrankengeldes sachlich zu rechtfertigen. Für durch diese Ausweitungen entstehende etwaige 

Mehrkosten ist eine vollständige Refinanzierung durch einen Bundeszuschuss an den leistenden 

Sozialversicherungsträger vorzusehen. 

 

§ 221a soll durch Abs. 4 dahingehend ergänzt werden, dass ein ergänzender Bundeszuschuss in 

Höhe von 300 Millionen Euro an die Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds vorgesehen, um 

einen Ausgleich für Mehrausgaben der GKV in Folge der Regelungen zum Kinderkrankengeld zur 

Verfügung zu stellen. Überschreiten die Mehrausgaben diese Summe, leistet der Bund zum 01. 

Juli 2023 einen weiteren ergänzenden Bundeszuschuss.  

Aus Sicht von ver.di ist diese Zuschussergänzung erforderlich. ver.di fordert den Gesetzgeber je-

doch auf, nachhaltigere Maßnahmen einzuleiten, um die Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds 

zu stabilisieren. Dazu gehört zuvorderst die Erstattung jener Summe, die aus der Liquiditätsreserve 

des Gesundheitsfonds entnommen wurde, um das Haushaltsdefizit der gesetzlichen Krankenkas-

sen in 2021 insgesamt zu kompensieren. Da hierdurch Versichertenbeiträge zweckentfremdet 

wurden, um die aufgrund ausufernder Leistungsgesetze aus dem Ruder gelaufenen Ausgaben der 

gesetzlichen Krankenkassen zu kompensieren, wird der Gesetzgeber aufgefordert, der GKV die-

sen Betrag zu erstatten. Ebenfalls ist bei einem früheren Erreichen der Zuschussgrenze von 300 

Millionen Euro als dem 01. Juli 2023 auch ein früherer ergänzender Bundeszuschuss zum Kinder-

krankengeld an die Krankenkassen vorzusehen.  

 

Artikel 7 Änderung der Verordnung zur Verlängerung des Zeitraums für Vereinbarungen zur wirt-

schaftlichen Sicherung der Vorsorge- und Reha- Einrichtungen 

§ 1 und § 2 sehen von, die Befristung der durch die Verordnung vorgesehenen Maßnahmen zur 

wirtschaftlichen Sicherung vom 31.Dezember 2021 auf den 19. März 2022 zu verlängern. ver.di 

begrüßt die Befristung, spricht sich allerdings dafür aus, den Einrichtungen zeitnah bessere Pla-

nungssicherheit durch einen weiter gefassten Verlängerungszeitraum zu gewähren.  

 

Artikel 8 – Änderungen SGB XI 

Um einer in den bevorstehenden Wintermonaten möglichen erheblichen Belastung der pflegeri-

schen Versorgung begegnen zu können, sieht § 150 Abs.1 bis 5b vor, die regelmäßigen Testun-

gen auf das Coronavirus bei Pflegebedürftigen, bei Beschäftigten in Pflege und Betreuung sowie 
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bei Besuchspersonen in Pflegeheimen um drei Monate bis zum 31. März 2022 zu verlängern. 

Gleiches gilt für die Möglichkeit, den Beratungsbesuch nach § 37 SGB XI telefonisch, digital oder 

per Videokonferenz durchzuführen. ver.di begrüßt die Verlängerung im Grundsatz. Hinsichtlich 

der Beratungsbesuche nach § 37 SGB XI ist es erforderlich, sicherzustellen, dass gegenüber prä-

senzgestützter Beratungen kein Nachteil in der Qualität der Beratung bei telefonischer, digitaler 

oder per Videokonferenz durchgeführter Beratung keine Nachteile entstehen. Hierzu hat der Ge-

setzgeber bei Bedarf entsprechende Vorgaben zu erlassen und die qualitative Gleichwertigkeit 

sicherzustellen. Da die Beratungseinsätze verpflichtend sind und bei Nichtdurchführung Nachteile 

für Pflegende oder Pflegebedürftige drohen können, es aber auch Hürden technischer Natur bei 

der Inanspruchnahme der alternativen Zugangswege zu den Beratungsangeboten geben kann, 

muss im Zweifelsfall sichergestellt sein, dass niemandem ein Nachteil daraus entsteht, dass er eine 

Präsenzberatung aufgrund möglicher pandemiebedingter Gesundheitsrisiken nicht durchführen 

will.  

§ 150b SGB XI sieht vor, dass coronabedingtes Pflegeunterstützungsgeld auch dann nicht auf den 

regulären Anspruch auf Pflegeunterstützungsgeld gemäß § 44a Abs. 3 SGB XI angerechnet wird, 

wenn § 150 Absatz 5d Satz 1 SGB XI außer Kraft getreten ist. Gleiches gilt für die coronabedingte 

Betriebshilfe gemäß § 150 Absatz 5d S. 2 SGB XI sowie für coronabedingte Kosterstattungen 

gemäß § 150 Absatz 5d Satz 3 SGB XI. ver.di begrüßt die jeweiligen Fortschreibungen der An-

spruchsgrundlagen.  

 

Artikel 12, 13 – Änderung Arbeitsschutzgesetz, Änderung der SARS-CoV2-Arbeitsschutzverord-

nung 

Die Verordnung soll dahingehend ergänzt werden, dass insbesondere Handlungsempfehlungen 

der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin sowie die branchenbezogenen Hand-

lungshilfen der Unfallversicherungsträger herangezogen werden. ver.di begrüßt den Hinweis.  

Zur Kontaktreduktion im Betrieb sollen Arbeitgeber nach § 3 prüfen, welche geeigneten techni-

schen und organisatorischen Maßnahmen getroffen werden können, um betriebsbedingte Perso-

nenkontakte zu reduzieren. Die gleichzeitige Nutzung von Räumen durch mehrere Personen soll 

auf das betriebsnotwendige Minimum reduziert werden, sofern kein anderer Schutz sichergestellt 

werden kann.  

Zwar ist die Prüfung geeigneter technischer und organisatorischer Maßnahmen zum Schutz von 

Beschäftigten wie auch Besuchenden in Betrieben sinnvoll. Angesichts der dynamischen Entwick-

lung des Infektionsgeschehens reicht eine alleinige Prüfung ohne Empfehlung zur Anwendung 
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der Maßnahmen nicht aus. Insbesondere Personengruppen mit hohen Expositionsrisiken sowie 

Berufe mit grundsätzlich nur begrenzt vorhandenen Möglichkeiten zur Ergreifung anderer Schutz-

maßnahmen bedürfen eines umfassenden gesundheitlichen Schutzes vor Ansteckungsrisiken. 

ver.di fordert den Gesetzgeber daher dazu auf, festzuschreiben, dass unter Beachtung des Expo-

sitionsrisikos der Beschäftigten und der individuellen Ansteckungsgefahr, die sich entsprechend 

der Berufsbilder ergibt und die in Abstimmung mit der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-

beitsmedizin festzustellen ist, Arbeitgeber dazu aufgefordert werden, die vorgegebenen Maßnah-

men auch anzuwenden. 

Die Einführung einer 3-G-Regel im Arbeitsverhältnis stellt einen wesentlichen Eingriff in Grund-

rechte der Beschäftigten dar und bedarf somit einer bundeseinheitlichen Regelung, in der die 

Interessen der Beschäftigten gewährleistet bleiben. Ein solches Bundesgesetz muss ein spezielles 

arbeitsrechtliches Maßregelungsverbot beinhalten. In diesem Rahmen sind Kündigungen im Zu-

sammenhang mit der Umsetzung von 3-G-Regeln auszuschließen. Die Kosten für Tests im Arbeits-

verhältnis dürfen nicht den Beschäftigten angelastet werden. Ein positives Testergebnis darf un-

abhängig vom Vorliegen eines Impfschutzes; zu keinen Einbußen beim Lohnanspruch oder der 

Entschädigung der getesteten Person führen; die Einführung einer 3G-Regelung im Arbeitsleben 

muss mit einer entsprechenden Korrektur von § 56 Abs. 1 Satz 4 IfSG einhergehen. Die freie Wahl 

der Beschäftigten, welches Nachweiskriterium erbracht wird, muss dabei jederzeit gewährleistet 

sein. Für den Fall, dass einzelne Bundesländer die Anwendung von PCR-Testungen im Arbeitsleben 

vorsehen, eine vollständige Kostentragung dieser Testform durch Steuermittel vorgesehen wer-

den.  

Eine Auskunftspflicht von Beschäftigten gegenüber dem Arbeitgeber über den eigenen Impf- oder 

Genesungsstatus greift im erheblichen Maße in die schutzwürdigen Interessen der Beschäftigten 

ein; der Schutz ihrer Gesundheitsdaten muss unbedingt gewährleistet bleiben. Die Möglichkeit 

der Vorlage eines Testnachweises muss für alle Beschäftigten unabhängig vom Impf- oder Gene-

sungsstatus garantiert werden.  

Eine einheitliche Umsetzung von Schutzmaßnahmen entsprechend der 3G- Regel ist in allen Be-

trieben und Branchen gleichermaßen verpflichtend festzuschreiben. 

Jegliche Nachweis- und Gesundheitsdaten der Beschäftigten sind nach dem Ende der 3G- Vorgabe 

zu löschen, wobei die Löschung rechtssicher dokumentiert und durch den Betriebsrat und die 

Arbeitsschutzbehörden begleitet sowie mit öffentlichem Aushang an alle Beschäftigten belegt 

werden muss. Die konkrete Umsetzung der 3G-Regel im Betrieb ist mitbestimmungspflichtig. 
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Artikel 15 – Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 

§66a soll dahingehend neu gefasst werden, dass § 21 Abs. 4 Nr. 5 ab dem 01. April nicht mehr 

angewendet wird. Gleichzeitig soll die Bundesregierung dazu ermächtigt werden, per Rechtsver-

ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates bis längstens 31.Dezember 2022 zu verlängern. Fol-

gen wären einerseits die Aussetzung der seit dem 01. März 2020 geltenden Anwendbarkeit der 

Nichtberücksichtigt von systemrelevanten Tätigkeiten als Hinzuverdienst von BAföG- Empfän-

ger*innen zum Stichtag; andererseits die Schaffung eines einfachen Weges seitens der Bundesre-

gierung, diese Regelung längstens bis Ablauf des Jahres 2022 zu verlängern.  

ver.di fordert die Bundesregierung auf, von einer Stichtagsregelung zur Aussetzung der Anwend-

barkeit des § 21 Abs. 4 Nr. 5 abzusehen und diese Regelung stattdessen bis Ablauf des Jahres mit 

der Option einer Verlängerung per Rechtsverordnung bei Bedarf festzuschreiben. Viele Gesund-

heitsämter sind zur Besetzung von Spätdiensten, Wochenend- und Feiertagsschichten strukturell 

auf die Mitarbeit von Studierenden angewiesen. Neben der Gefahr der Einschränkung des Amts-

betriebs bei einer vorzeitigen Aussetzung der genannten Regelung und dem daraus resultierenden 

Wegfall vieler Studierender als Unterstützung im Bereich der systemrelevanten Tätigkeiten ist auch 

ein Signal der Anerkennung gegenüber jenen erforderlich, die während des bisherigen Pandemie-

verlaufs bedeutend zum Betrieb der Testzentren, Gesundheitsämter und sonstiger systemrelevan-

ter Einrichtungen beigetragen haben. Zudem hat die Pandemie drastische Einschnitte nicht nur in 

die Studien-, sondern auch in die Finanzierungssituation zahlreicher Studierender gebracht. Der 

studentische Arbeitsmarkt ist flächendeckend zusammengebrochen und hat sich noch nicht voll-

ständig erholt. Dringend notwendige – von ver.di mehrfach eingeforderte – Unterstützungsmaß-

nahmen, wie eine Notfallöffnung des BAföGs, wurden von der Politik unterlassen. Bestehende 

Erleichterungen sollten also keinesfalls vorzeitig beendet werden. 

Diese Ziele können im Rahmen dieses Gesetzentwurfs am ehesten erreicht werden, indem Ver-

lässlichkeit und Planbarkeit sowohl für systemrelevante Einrichtungen als auch die Studierenden 

selbst über den 01.April 2022 hinaus geschaffen wird. 

 

Artikel 20 – Änderung des Sozialdienstleister- Einsatzgesetzes 

Mit der Änderung des § 5 SodEG wird festgeschrieben, dass die zur Ausführung von Sozialleis-

tungen erforderlichen sozialen Dienste und Einrichtungen rechtzeitig und ausreichend auch nach 
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Aufhebung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite bei weiterhin geltenden Einschrän-

kungen entsprechend des neuen Maßnahmenkatalogs des IfSG zur Verfügung stehen.  

ver.di begrüßt die Verlängerung mit dem Ziel der Bewahrung der sozialen Infrastruktur und der 

sozialen Dienstleistungen. Unabhängig davon hält ver.di seine Kritik aufrecht, dass eine anteilige 

Begrenzung der Zahlungen an die jeweiligen Sozialdienstleister nicht ausreichend ist, um diese in 

langfristig abzusichern. Die Bundesländer und übrigen Leistungsträger bleiben aufgefordert, den 

Zuschuss aufzustocken, um die Existenz der Leistungserbringer möglichst vollständig aufzusto-

cken.  

 

Im Übrigen verweist ver.di auf die Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes.  


